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In seiner Antrittsrede am 24. Oktober 2002 nannte der neue Präsident des Wirt-
schafts- und Sozialausschusses (WSA), Roger Briesch, eine Reihe von Themen, die
die „Innenpolitik der Europäischen Union" in den kommenden zwei Jahren seiner
Meinung nach besonders prägen. Dazu zählte er u.a. die Arbeiten des Konvents und
die darauf folgende Regierungskonferenz sowie den Beitritt der neuen Mitglied-
staaten.1 Diese Fragen haben auch die Arbeit des WSA im Berichtszeitraum 2002
bis 2003 geprägt. Da in dieser Zeit der Konvent zur Zukunft Europas nach der
ersten „Phase des Zuhörens" in die eigentliche Arbeitsphase eingetreten ist, stand
das Bemühen des Ausschusses, seine Rolle als Forum der organisierten Zivil-
gesellschaft zu festigen, im Mittelpunkt seiner Tätigkeit.

Neue Geschäftsordnung; personeller Wechsel; Vorstellung des
neuen Arbeitsprogramms

Am 17./18. Juli 2002 hat der Wirtschafts- und Sozialausschuss auf seiner Plenar-
sitzung mit 129 Ja-, 9 Nein-Stimmen und 10 Enthaltungen eine neue Geschäfts-
ordnung verabschiedet, die am 1. August 2002 in Kraft getreten ist.2 Diese moder-
nisierte Geschäftsordnung bringt eine Reihe von Veränderungen, die vor allem auf
die Neuerungen des Vertrags von Nizza, die dem WSA eine herausgehobene Rolle
als Vertretungsorgan der organisierten Zivilgesellschaft zuschreiben (Art. 257
EGV), zurückzuführen sind.3 Mit der neuen Geschäftsordnung schreibt der Aus-
schuss seine neue Bezeichnung als „Europäischer Wirtschafts- und Sozialaus-
schuss" offiziell fest.4

Auf seiner konstituierenden Sitzung am 23. Oktober 2002 wurde Roger Briesch
(Gruppe der Arbeitnehmer, Frankreich) zum neuen Präsidenten des Wirtschafts-
und Sozialausschusses gewählt. Als stellvertretende Vorsitzende wurden der Vor-
gänger Göke Frerichs (Gruppe der Arbeitgeber, Deutschland) und Leif Erland
Nielsen (Gruppe Verschiedene Interessen, Dänemark) gewählt. Auf den Vorschlag
von Roger Briesch wurde Thomas Jansen in seinem Amt als Kabinettschef bestä-
tigt.5 In dem Tätigkeitsbericht über seine Amtszeit von 2000 bis 2002 hob Göke
Frerichs hervor, dass der WSA als „sensibler Vermittler der Belange der Zivil-
gesellschaft" eine zentrale Rolle im Prozess des „institution building", also bei der
Unterstützung zivilgesellschaftlicher Organisationen, gespielt habe: „Der Aus-
schuss durfte als Initiator jeglicher Form von partizipativer Demokratie diese
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Chance nicht verpassen, die ihn zum Sprachrohr all jener Bürger macht, die sich
durch die traditionellen politischen Institutionen nicht vertreten fühlen".6

Plenartagungen und wichtige Stellungnahmen

Wie in den Vorjahren auch hielt der Wirtschafts- und Sozialausschuss im Jahr 2002
neun Plenartagungen ab. Im Vergleich zum Jahr 2001 ist die Zahl der vom WSA
insgesamt abgegebenen Stellungnahmen wieder etwas zurückgegangen. Dies zeigt
die folgende Zusammenstellung:

Plenartagungen

Stellungnahmen

obligatorische Stellungnahmen

fakultative Stellungnahmen

Initiativstellungnahmen

Informationsberichte

Summe der ausgearbeiteten Dokumente

1999

9

140

52

59

29

2

142

2000

9

154

54

56

44

5

159

2001

9

192

65

79

48

3

195

2002

9

176

74

56

41

1

177

Quelle: Europäische Kommission, Gesamtbericht über die Tätigkeit der Europäischen Union, Brüssel,
Luxemburg 1999 ff.

Von den 74 abgegebenen obligatorischen Stellungnahmen sind folgende besonders
hervorzuheben: die Stellungnahmen zum Solidaritätsfonds, zu den Arbeitsbedin-
gungen der Leiharbeitnehmer, zum Thema „Verwirklichung des einheitlichen euro-
päischen Luftraums" sowie die Stellungnahme zum sechsten FTP-Rahmen-
programm (Euratom). Von den 56 fakultativen Stellungnahmen sind diejenigen zur
„Binnenmarktstrategie (2002)", zur europäischen Verkehrspolitik bis zum Jahr
2010, zur Sozialen Agenda und zur Methode der Offenen Koordinierung im
Bereich der Migrations- und Asylpolitik ausdrücklich zu nennen.

In 41 Fällen übte der WSA sein Initiativrecht aus, wobei er sich unter anderem
mit der Lissabon-Strategie, der „Zukunft der Kohäsionspolitik mit Blick auf die
EU-Erweiterung und den Übergang zur wissensbasierten Gesellschaft", der
„Direktbesteuerung von Unternehmen" und dem Europäischen Regieren beschäf-
tigte. In fünf Fällen reagierte der Ausschuss auf Aufforderungen der Kommission
mit sondierenden Stellungnahmen zur Verkehrssicherheit, zu den Leistungen der
Daseinsvorsorge, zur Koordinierung der Wirtschaftspolitiken, zur Reform der
Rentensysteme sowie zur Vereinfachung und Verbesserung des Regelungsumfelds.7

Der WSA in der aktuellen Verfassungsdebatte: seine Rolle im Konvent und seine
Funktion als Vertretung und Forum der organisierten Zivilgesellschaft

Der Wirtschafts- und Sozialausschuss hatte in der Vergangenheit immer wieder um
seine Existenzberechtigung kämpfen müssen - von politischer Seite wie auch auf
Seiten der Wissenschaft wurde ihm vorgehalten, seine Struktur und Zusammen-
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Setzung sei anachronistisch und seine Arbeit letztlich irrelevant, da heute andere
Kanäle der Interessenartikulation auf europäischer Ebene wichtiger und wirksamer
seien.8 Auch deshalb versucht der WSA sich verstärkt in die laufende Reform- und
Verfassungsdebatte auf europäischer Ebene einzubringen, sein Rollen Verständnis
zu erweitern und der aktuellen Entwicklung anzupassen. Er versteht sich heute auch
und vor allem als zentrales Organ und Plattform der „organisierten Zivilgesell-
schaft". Diese Rolle wurde ihm im Vertrag von Nizza (Artikel 257 EGV) explizit
zugeschrieben.9 Nachdem die Verfassungsdebatte im Rahmen des „Konvents zur
Zukunft Europas" einen neuen Kristallisationspunkt bekommen hatte, nutzte der
WSA die Chance, hier sein neues Rollen Verständnis bekannt zu machen. Eine erste
Gelegenheit für ein entsprechendes Plädoyer ergab sich für die drei Beobachter des
WSA im Konvent bei der Tagung zur Zivilgesellschaft am 24. Juni 2002. Dort spra-
chen der Präsident Frerichs, Roger Briesch und Anne-Marie Sigmund vor den
Vertretern der Zivilgesellschaft und erläuterten die Rolle des WSA als „institutio-
nalisierte Repräsentanz der organisierten Zivilgesellschaft".'0

In einer Entschließung, die die Plenartagung am 19. September 2002 verab-
schiedet hatte, richtete sich der WSA direkt an den Konvent und empfahl die
„Stärkung der repräsentativen Demokratie durch Entwicklung partizipativer
Prozesse". Dadurch sollen die Organisationen der Zivilgesellschaft „in einem frü-
hen Stadium am Prozess der Politikgestaltung und der Vorbereitung der Beschlüsse
sowie an deren Umsetzung beteiligt werden". Bei der Organisation dieses so
genannten „zivilen Dialogs" komme dem WSA eine Schlüsselrolle zu." Damit der
Ausschuss diese Funktion in Zukunft noch besser wahrnehmen könne, forderte er,
dass ihm „in dem neuen Verfassungsvertrag der Organstatus zuerkannt" werde.12

Eine wichtige Rolle spielte der WSA für die Arbeit des Konvents, indem er in
Zusammenarbeit mit dem Konventspräsidium regelmäßige Treffen organisierte, auf
denen sich wichtige Akteure des Konvents mit Vertretern von zivilgesellschaft-
lichen Akteuren und Netzwerken über die Arbeit des Konvents austauschen konn-
ten. Präsident Frerichs nannte dies den „erste(n) Anwendungsfall für die struktu-
rierte und regelmäßige Einbeziehung der Zivilgesellschaft in die Arbeit" des
WSA.13 Bis zum Mai 2003 wurden acht solcher Treffen organisiert;14 der stellver-
tretende Vizepräsident des Konvents, Jean-Luc Dehaene, und andere wichtige
Mitglieder des Konventspräsidiums waren bei diesen Treffen anwesend.15 Präsident
Briesch nahm auch an Sitzungen der Arbeitsgruppe „Soziales Europa" des
Konvents teil; dort warb er u.a. für die Stärkung des wirtschaftlichen und sozialen
Zusammenhalts in der Union, die Vollbeschäftigung und die Umsetzung des
Prinzips der Gleichbehandlung in der Verfassung. Da es zwischen der Gruppe der
Arbeitgeber und der der Arbeitnehmer keinen Konsens darüber gab, ob der Europä-
ischen Union neue Kompetenzen im sozialen Bereich übertragen werden sollten,
konnte der WSA zu dieser Frage keine Stellung beziehen.16 Auch an der Erarbeitung
des Verfassungstextes hat sich der WSA mit eigenen Vorschlägen beteiligt. In meh-
reren Änderungsvorschlägen, etwa zu Artikel 13 (Koordinierung der Wirtschafts-
politik) und zu Artikel 34 (Grundsatz der partizipativen Demokratie) sowie zu den
Artikeln 14 (Die Organe der Union) und 23 (Die beratenden Einrichtungen der
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Union) unter dem Titel IV („Das demokratische Leben der Union") haben sich die
drei Beobachter für Modifikationen im Sinne der Forderungen, wie sie der WSA
seit 2001 immer wieder erhoben hat, ausgesprochen.17 Dazu gehörte vor allem die
Forderung, dem „zivilen Dialog" und dem „sozialen Dialog" durch zwei eigen-
ständige Artikel Verfassungsstatus zu geben. Begründet wurde dieser Vorschlag
damit, dass das Prinzip der repräsentativen Demokratie ergänzt werden müsse
durch den „Grundsatz der partizipatorischen Demokratie", wonach „die Bürger ihre
Partizipationsrechte durch repräsentative Organisationen der Zivilgesellschaft aus-
üben, die im Rahmen geeigneter Konsultationsverfahren und -Strukturen" handel-
ten.18 Zudem wird die langjährige Forderung des WSA, ihm den Organstatus zu ver-
leihen, erneuert.19 Eine andere Forderung ging dahin, den WSA in „Europäischer
Wirtschafts- und Sozialausschuss" umzubenennen, um dadurch, wie es Präsident
Briesch in seiner Rede vor dem Konvent im Mai 2003 erläuterte, „seinen europäi-
schen Charakter und seine spezifische Funktion im Gefüge der europäischen
Institutionen noch besser" zu verdeutlichen.20 Der am 13. Juni 2003 vom Konvent
beschlossene Verfassungsentwurf hatte jedoch keine der Forderungen des WSA
aufgegriffen.21

Die Beziehungen mit Bewerberstaaten und Drittländern

Die bevorstehende Erweiterung prägte auch in den Jahren 2002 bis 2003 die Arbeit
des WSA. Dies geschah vor allem im Rahmen der Gemischten Beratenden Aus-
schüsse , in denen sich der WSA in Kooperation mit Vertretern der Zivilgesellschaft
in den künftigen Mitgliedstaaten der technischen und politischen Fragen der Erwei-
terung annimmt.22 Daneben gab es auch einige Besuche von hohen politischen
Repräsentanten aus den Bewerberstaaten beim WSA; so etwa die Visite des unga-
rischen Ministerpräsidenten Medgyessy im September oder des estnischen Präsi-
denten Rüütel im November 2002 in Brüssel.23

Auch die Außenbeziehungen mit Drittstaaten wurden weiter vertieft. Dazu dien-
ten etwa das Fünfte Diskussionsforum EU-Indien im März 2003 in Bangalore, in
der die Förderung der nachhaltigen Entwicklung und die Stärkung des politischen
Einflusses der Zivilgesellschaft diskutiert wurden. Daneben gab es auch eine Reihe
von Besuchen und Kontakten, etwa der Besuch einer Delegation des chinesischen
Wirtschafts- und Sozialrates anlässlich der Plenartagung des WSA im Januar 2003
oder der Besuch des Präsidenten Briesch in Brasilien und Uruguay im Februar
2003,24

Nach dem Auslaufen des EGKS-Vertrags: Übernahme von Aufgaben
durch den WSA

Als am 23. Juli 2002 der Vertrag der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und
Stahl (EGKS) nach 50 Jahren Laufzeit an sein Ende gekommen war, wurden die
Aufgaben des Beratenden Ausschusses der EGKS der neu geschaffenen „Bera-
tenden Kommission Industrieller Wandel" beim WSA übertragen.25 Das erklärte
Ziel ist es, durch dieses Gremium die Probleme des industriellen Wandels „in ihrer

114 Jahrbuch der Europäischen Integration 2002/2003



Der Wirtschafts- und Sozialausschuss

gesamten Komplexität der wirtschaftlichen und sozialen Gesichtspunkte, der
Aspekte des Umweltschutzes und der nachhaltigen Entwicklung" zu bearbeiten und
diese Aufgabe dauerhaft beim WSA anzusiedeln.26 Präsident Frerichs bezeichnete
es als „glückliche Fügung", dass die Arbeit des EGKS-Ausschusses im Rahmen des
WSA fortgeführt werde; denn die Erfahrungen des Ausschusses würden dringend
benötigt für die Begleitung des industriellen Wandels in den Staaten Mittel- und
Mittelosteuropas .27
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